
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Scott SA, Kimberly Clark SAS, ehemals Kimberly 
Clark SNC 

Beklagte: Stadt Orléans 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Cour administrative d’appel de 
Nantes — Auslegung von Art. 14 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere 
Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags 
(ABl. L 83, S. 1) — Von den französischen Behörden der Scott 
SA und Kimberly Clark gewährte Beihilfen — Verpflichtung zur 
unverzüglichen Rückforderung der für mit dem gemeinsamen 
Markt unvereinbar erklärten Beihilfen — Auswirkungen auf 
diese Verpflichtung einer möglichen Aufhebung der von den 
nationalen Behörden erlassenen Bescheide über die Rückforde­
rung dieses Beihilfen wegen Formmängeln 

Tenor 

Art. 14 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 
22. März 1999 über besondere Vorschriften für die Anwendung von 
Artikel [88] des EG-Vertrags ist dahin auszulegen, dass diese Bestim­
mung in Fällen, in denen die Beträge, die der betreffenden Beihilfe 
entsprechen, bereits zurückgezahlt wurden, der Aufhebung der Be­
scheide über die Rückforderung der rechtswidrigen staatlichen Beihilfe 
wegen eines Formfehlers durch den nationalen Richter nicht entgegen­
steht, wenn die Möglichkeit der Behebung des Formfehlers durch das 
nationale Recht sichergestellt ist. Die Bestimmung steht jedoch einer 
erneuten, selbst vorläufigen Auszahlung dieser Beträge an den Beihilfe­
empfänger entgegen. 

( 1 ) ABl. C 205 vom 29.8.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 6. Mai 2010 
— Europäische Kommission/Republik Polen 

(Rechtssache C-311/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Steuerrecht — 
Mehrwertsteuer — Internationale Personenbeförderung — 
Pauschale Besteuerung von im Ausland ansässigen Beför­

derern) 

(2010/C 179/22) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: D. 
Triantafyllou und K. Herrmann) 

Beklagte: Republik Polen (Prozessbevollmächtigte: M. Dowgiele­
wicz und M. Szpunar) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Art. 73, 168 und 273 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteu­
ersystem (ABl. L 347, S. 1) — Internationale Personenbeför­
derung im Straßenverkehr — Nationale Regelung, mit der im 
Ausland ansässigen Beförderern vorgeschrieben wird, die Mehr­
wertsteuer nach einem pauschalen System allein auf der Grund­
lage der Zahl der im Inland beförderten Personen zu entrichten, 
und die keinen Vorsteuerabzug ermöglicht 

Tenor 

1. Die Republik Polen hat durch die Erhebung von Mehrwertsteuer in 
der in Abschnitt 13 § 35 Nrn. 1 und 3 bis 5 der Verordnung 
des Finanzministers vom 27. April 2004 über die Durchführung 
bestimmter Vorschriften des Gesetzes über die Steuer auf Waren 
und Dienstleistungen festgelegten Art und Weise gegen ihre Ver­
pflichtungen aus den Art. 73, 168 und 273 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem verstoßen. 

2. Die Republik Polen trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 256 vom 24.10.2009. 

Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 18. März 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Areios Pagos — 
Griechenland) — Organismos Sillogikis Diacheirisis 
Dimiourgon Theatrikon kai Optikoakoustikon 
Ergon/Divani Akropolis Anonimi Xenodocheiaki kai 

Touristiki Etaireia 

(Rechtssache C-136/09) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 der Verfahrensordnung — Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte in der Informationsgesellschaft — 
Richtlinie 2001/29/EG — Art. 3 — Begriff „öffentliche Wie­
dergabe“ — Werke, die über in Hotelzimmern aufgestellte 

Fernsehgeräte wiedergegeben werden) 

(2010/C 179/23) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Areios Pagos
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